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Anmeldungsvordrucke sind bei der Bewertungs- und Grundsteuerstelle des zuständi-
gen Finanzamts erhältlich.

5.3 - Der pauschale Grundsteuerjahresbetrag 2020 beträgt für die Fälle des Anmel-
dungsverfahrens auf der Grundlage des Grundsteuerhebesatzes für Grundstücke 
von 810 vom Hundert für Wohnungen mit Bad, Innen-WC und Sammelheizung  
2,70 Euro je m² Wohnfläche, für andere Wohnungen 2,02 Euro je m² Wohnfläche und 
für PKW-Abstellplätze in einer Garage 13,50 Euro je Abstellplatz.

Für Räume, die anderen als Wohnzwecken dienen - die zum Beispiel freiberuflich 
oder gewerblich genutzt werden - ist je m² Nutzfläche der Jahresbetrag anzusetzen, 
der für die auf dem Grundstück befindlichen Wohnungen maßgebend ist, bei unter-
schiedlich ausgestatteten Wohnungen der niedrigere Jahresbetrag von 2,02 Euro  
je m².

Finanzamt Charlottenburg 
Finanzamt Friedrichshain-Kreuzberg 

Finanzamt Neukölln 
Finanzamt Reinickendorf 
Finanzamt Schöneberg 

Finanzamt Spandau 
Finanzamt Tempelhof 
Finanzamt Wedding 

Finanzamt Wilmersdorf 
Finanzamt Zehlendorf 

Finanzamt Prenzlauer Berg 
Finanzamt Lichtenberg  

Finanzamt Marzahn-Hellersdorf 
Finanzamt Mitte/Tiergarten 
Finanzamt Pankow/Weißensee 
Finanzamt Treptow-Köpenick

Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Ausführungsvorschriften über Zuschüsse für die Fraktionen  
in den Bezirksverordnetenversammlungen  
(AV BVV-Fraktionszuschüsse - AV BVVFraktZ)

Bekanntmachung vom 19. November 2019

InnDS I A 22

Telefon: 90223-2075 oder 90223-0, intern 9223-2075

Auf Grund des § 8a Absatz 6 des Gesetzes über die Entschädigung der Mitglieder 
der Bezirksverordnetenversammlungen, der Bürgerdeputierten und sonstiger ehren-
amtlich tätiger Personen (BezVEG) vom 29. November 1978 (GVBl. S. 2214), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Sechsten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Entschädigung der Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlungen, der Bürger-
deputierten und sonstiger ehrenamtlich tätiger Personen vom 5. Juli 2018 (GVBl. S. 
463) geändert worden ist, erlässt die für Inneres zuständige Senatsverwaltung die 
folgenden Ausführungsvorschriften:

1 - Geltungsbereich und allgemeine Grundlagen
1.1 - Geltungsbereich
Diese Ausführungsvorschriften gelten für bezirkspolitische Obliegenheiten und 
Verwaltungsangelegenheiten, die im Zusammenhang mit dem Fraktionszuschuss für 
den sachlichen und personellen Aufwand einer Fraktion in der jeweiligen Bezirksver-
ordnetenversammlung bei der Durchführung ihrer Aufgaben entstehen.

1.2 - Zweckbindung
1.2.1 - Der jeweiligen Fraktion werden zur Abgeltung des personellen und sachlichen 
Aufwandes einschließlich der Unterhaltung ihres Büros gemäß § 8a Absatz 1 bis 3  
BezVEG Zuschüsse gewährt. Daneben erhält sie zusätzliche Personalmittel zur Be-
schäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gemäß § 8a Absatz 4 BezVEG, die 
ausschließlich für diesen Zweck verwendet werden dürfen. Übersteigen die tatsächli-
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chen Personalausgaben die erstattungsfähigen Zuschüsse nach § 8a Ab satz 4  
BezVEG, so dürfen die Zuschüsse nach § 8a Absatz 2 BezVEG auch zu deren De-
ckung herangezogen werden.

1.2.2 - Fraktionszuschüsse dürfen nur im Rahmen der gesetzlichen Aufgabenstellung 
der Fraktion verwendet werden. Zweckwidrig verwandte Fraktionszuschüsse sind 
auf Grund des öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruches an den Landeshaushalt 
zurückzuführen. Die Fraktionszuschüsse sind nicht zur Abgeltung von Tätigkeiten 
bestimmt, die üblicherweise im Rahmen des Mandats innerhalb der Bezirksverordne-
tenversammlung und der Fraktionsautonomie ohne zusätzliches Entgelt zu erledigen 
sind (zum Beispiel Tätigkeit als Schatzmeister der Fraktion).

1.3 - Rechtsnatur und Teilrechtsfähigkeit der Fraktion/Bindung an Landeshaus-
haltsordnung/Fraktion als Arbeitgeber/Nachfolgeerklärung
1.3.1 - Die Fraktion ist ein unselbständiger Teil der jeweiligen Bezirksverordneten-
versammlung, die nach Artikel 72 der Verfassung von Berlin (VvB) ein Organ der 
bezirklichen Selbstverwaltung ist. Die Fraktion ist damit an die haushaltsrechtlichen 
Vorschriften des Landes Berlin gebunden. Dabei sind insbesondere Teil IV - Zahlun-
gen, Buchführung und Rechnungslegung - der Landeshaushaltsordnung (LHO) zu 
beachten.

1.3.2 - Zur Erfüllung der ihnen zugewiesenen Aufgaben kann die jeweilige Fraktion  
am Privatrechtsverkehr teilnehmen. Durch ihre Teilrechtsfähigkeit handelt die 
Fraktion beim Abschluss von privatrechtlichen Verträgen nicht als Teil der Bezirks-
verwaltung. Aus Fraktionszuschüssen finanzierte Verträge sind grundsätzlich und 
unter Berücksichtigung des Vertragsgegenstandes im jeweiligen Einzelfall bis zum 
regelmäßigen Ende einer jeweiligen Wahlperiode zu befristen beziehungsweise so 
zu gestalten, dass sie bei vorzeitiger Auflösung einer Fraktion vorzeitig gekündigt 
werden können. Die Vereinbarung einer Option zur Verlängerung eines Vertrages ist 
zulässig. Für Beschäftigungsverhältnisse nach § 8a Absatz 4 BezVEG gelten 5.4.7 
und 5.4.8.

1.3.3 - Die jeweilige Fraktion hat einen Kreis ihrer Mitglieder (zum Beispiel den 
Vorstand der Fraktion oder einzelne Personen aus diesem Gremium) zu bestimmen, 
der die Fraktion im Außenverhältnis vertritt. Dazu zählt insbesondere die Befugnis, 
Privatrechtsverträge abschließen zu können. Die für diese Befugnisse bestimmten 
Personen sind der Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise dem Bezirksver-
ordnetenvorsteher schriftlich oder elektronisch zu benennen.

1.3.4 - Insichgeschäfte sind unzulässig (vergleiche § 181 des Bürgerlichen Gesetz-
buches [BGB]); im Übrigen gilt § 34 BGB sinngemäß.

1.3.5 - Hinsichtlich der Zuschüsse nach § 8a BezVEG gilt eine Fraktion als Rechts-
nachfolgerin einer bis zum Ende der Wahlperiode existierenden Fraktion derselben 
Partei beziehungsweise Wählervereinigung, wenn innerhalb von dreißig Tagen nach 
Beginn der neuen Wahlperiode ein entsprechender Beschluss der Fraktion gefasst 
ist, welcher der Bezirksverordnetenvorsteherin oder dem Bezirksverordnetenvorste-
her vorzulegen ist (Nachfolgeerklärung).

1.4 - Bewirtschaftung und Kontenführung
1.4.1 - Die Fraktion hat Zuschüsse gemäß § 8a BezVEG und Eigenmittel (zum  
Beispiel Finanzmittel der Partei beziehungsweise Wählervereinigung, Spenden an 
die Partei/Wählervereinigung mit entsprechender Zweckbindung für die Fraktion 
sowie Umlagen der Fraktionsmitglieder) strikt zu trennen. Dies gilt für das Konto bei 
einem Kreditinstitut, die Barkasse, die Buchführung und die Belegablage.

1.4.2 - Für die Bewirtschaftung der Fraktionszuschüsse nach § 8a BezVEG hat die 
Fraktion ein separates Bankkonto bei einem Kreditinstitut zu führen.

1.5 - Zahlungsabwicklung
1.5.1 - Die für die Bewirtschaftung der baren und unbaren Einnahmen und Ausgaben 
verantwortlichen Personen sind der Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise 
dem Bezirksverordnetenvorsteher namentlich zu benennen. An einer Anordnung, die 
zu einer Einzahlung oder einer Auszahlung führt, darf nicht nur eine Person allein 
beteiligt sein (vergleiche Nummer 1.2 der Ausführungsvorschriften zu § 70 der  
Landeshaushaltsordnung [AV LHO]).

1.5.2 - Für Barbestände („Barkasse“) ist ein Kassenbuch über sämtliche Ein- und 
Auszahlungen zu führen (vergleiche Nummer 5.2 AV § 71 LHO). Die für die Kassen-
buchführung verantwortliche Person muss durch eigenhändige Unterschrift eindeutig 
erkennbar sein.
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1.6 - Buchführung, Belegpflicht
1.6.1 - Bare und unbare Einnahmen und Ausgaben sind vollständig aufzuzeichnen. 
Zahlungsbegründende Unterlagen (Belege gemäß § 75 LHO) sind vollständig und in 
geordneter Form aufzubewahren.

1.6.2 - Bei Ausgaben für Druckerzeugnisse (auch Anzeigen) ist immer ein Beleg-
exemplar zu den Akten zu nehmen.

1.6.3 - Die aus Fraktionszuschüssen beschafften Gegenstände, deren Wert mehr als 
410 Euro netto beträgt, sind in einen mengenmäßigen Nachweis aufzunehmen und 
gemäß Nummer 8 AV § 73 LHO zu behandeln. Der Nachweis hat die Mindestanga-
ben gemäß Nummer 8.3 AV § 73 LHO zu enthalten.

1.7 - Einnahmen
1.7.1 - Zu den Einnahmen zählen die Fraktionszuschüsse, gegebenenfalls über-
tragene Fraktionszuschüsse des Vorjahres (vergleiche 4.1), sowie alle mit der 
Bewirtschaftung der Fraktionszuschüsse verbundenen Einnahmen (zum Beispiel 
Erstattungen von Fraktionsmitgliedern oder Dritten und Erstattungen der Partei bei 
gemeinsamen Veranstaltungen).

1.7.2 - Die Zuschüsse nach § 8a BezVEG werden grundsätzlich vom Beginn bis 
zum Ende der Wahlperiode gezahlt. Dies erfordert gegebenenfalls eine tageweise 
Abrechnung.

1.8 - Ausgaben
Die Zulässigkeit von Ausgaben der nach § 8a BezVEG zur Verfügung stehenden 
Fraktionszuschüsse ergibt sich aus den nachfolgenden Regelungen.

2 - zu § 8a Absatz 1 BezVEG
2.1 - Die Bezirksverwaltung hat der jeweiligen Fraktion nach Maßgabe der vorhan-
denen Kapazitäten und unter Beachtung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
ein angemessenes Büro mit einer angemessenen Grundausstattung (insbesondere 
Schreib- und Besprechungstische sowie dazugehörendes Mobiliar, Telefonanschluss 
und Telefonapparat, Strom und Heizung) unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.

2.2 - Den sachlichen Aufwand für die Durchführung ihrer Aufgaben und die Unter-
haltung ihres Büros (zum Beispiel Papier, Büromaterial, Telefongebühren) hat die 
jeweilige Fraktion aus den Zuschüssen nach § 8a Absatz 2 BezVEG zu begleichen.

3 - zu § 8a Absatz 2 BezVEG
3.1 - Berechnungsgrundlage und Leistungsumfang
3.1.1 - Zu Beginn eines Haushaltsjahres ist anhand der aktuellen vom Amt für 
Statistik Berlin-Brandenburg ermittelten Einwohnerzahl zu überprüfen, ob der im 
Haushaltsplan veranschlagte einwohnerabhängige Anteil des Ansatzes noch gilt. Die 
Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise der Bezirksverordnetenvorsteher 
ist verpflichtet, zum 1. Januar eines Jahres gegebenenfalls eine Neuberechnung des 
Leistungsanspruches vorzunehmen. Eine sich daraus ergebende Überzahlung ist 
von der Fraktion zu erstatten.

3.1.2 - Nach § 8a Absatz 2 BezVEG werden jeder Bezirksverordnetenversammlung 
für Zuschüsse an die Fraktionen im Haushaltsjahr ein Grundbetrag in Höhe von  
15 000 Euro und ein zusätzlicher Betrag von 100 Euro je 1 000 Bezirkseinwohner 
zugeteilt. 10 vom Hundert des Grundbetrages erhält jede Fraktion als Sockelbetrag. 
Nach Abzug des Sockelbetrages für die Fraktionen wird der verbleibende Gesamtbe-
trag um 75 000 Euro verstärkt und auf die einzelnen Fraktionen nach ihrer Mitglieder-
zahl verteilt. Die fraktionslosen Bezirksverordneten bleiben bei der Berechnung 
un berücksichtigt.

3.1.3 - Sollte es während der Wahlperiode zu Veränderungen in der Fraktionsstärke 
kommen, so ist dies in der nächsten monatlichen Zahlung der Fraktionszuschüsse zu 
berücksichtigen. Eine tageweise Verrechnung erfolgt nicht.

3.1.4 - Die Zuschüsse werden gemäß § 8a Absatz 2 Satz 4 BezVEG monatlich im 
Voraus gezahlt.

3.2 - Zuschussfähige Ausgaben für Sachaufwendungen
Die im Rahmen von § 8a Absatz 2 BezVEG zulässigen Ausgaben für den Sachauf-
wand müssen einen eindeutigen Bezug zur Tätigkeit der jeweiligen Fraktion in der 
aktuellen Wahlperiode haben. Im Einzelnen gilt
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a) die Beachtung des allgemeinen Gebots der wirtschaftlichen und sparsamen 
Verwendung der öffentlichen Mittel (§ 7 Absatz 1 LHO),

b) das Verbot der Wahlwerbung,

c) das Verbot der direkten wie indirekten (verschleierten) Parteienfinanzierung.

3.2.1 - Fachliteratur
Die Beschaffung einer Grundausstattung von Fachliteratur und Fachzeitschriften 
(auch in elektronischer Form) ist zuschussfähig, soweit nicht auf bereits vorhandene 
Bestände in der jeweiligen Bezirksverwaltung zurückgegriffen werden kann oder 
diese nicht ausreichend sind.

3.2.2 - Fortbildungen
Die Ausgaben für Fortbildungen (beispielsweise durch Teilnahme an Kongressen 
und Seminaren), deren Durchführung sich strikt an der Aufgabenstellung einer 
Fraktion zur Wahrnehmung der ihr zukommenden Aufgaben in der Bezirksverordne-
tenversammlung zu orientieren hat, sind grundsätzlich zuschussfähig. Übernommen 
werden können Ausgaben (hierzu zählen grundsätzlich Reise- und Übernachtungs-
kosten), die durch Teilnahme von Mitgliedern der Fraktion, von der Fraktion vorge-
schlagenen und anschließend von der Bezirksverordnetenversammlung gewählten 
Bürgerdeputierten sowie Beschäftigten der jeweiligen Fraktion entstehen.

3.2.3 - Repräsentation/Bewirtung
3.2.3.1 - Ausgaben für Repräsentationsaufgaben sind nur im Zusammenhang mit der 
Wahrnehmung der Fraktionsaufgaben zuschussfähig.

3.2.3.2 - Ausgaben für die Bewirtung bei Veranstaltungen mit repräsentativem 
Charakter sind nur zuschussfähig, wenn sie der Außenrepräsentation der Fraktion 
dienen und sich die jeweilige Veranstaltung vorwiegend an die außerhalb der Be-
zirksverordnetenversammlung liegende Öffentlichkeit richtet. Ein starkes Indiz dafür 
ist in der Regel gegeben, wenn der Anteil der geladenen externen Gäste mindestens 
die Hälfte der Veranstaltungsteilnehmerinnen und Veranstaltungsteilnehmer aus-
macht. Mitglieder einer anderen Fraktion und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Verwaltung zählen nicht dazu. Zu beachten ist dabei auch der Veranstaltungsanlass. 
Hierfür müssen in den zahlungsbegründeten Unterlagen nachvollziehbare Angaben 
zum Anlass, zur Gesamtteilnahmezahl, zur Anzahl der geladenen Gäste und deren 
Funktionen enthalten sein, zum Beispiel durch die Aufnahme von Einladungen und 
Verteilerlisten.

3.2.3.3 - Eine Eigenbewirtung aus Fraktionszuschüssen ist grundsätzlich nicht 
zuschussfähig. Eine Bewirtung bei fraktionsinternen Sitzungen ist ausnahmsweise 
zuschussfähig, wenn diese mindestens sechs Stunden dauern und eine Selbstver-
pflegung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nur schwer zu realisieren ist. Auf den 
zahlungsbegründenden Unterlagen sind das Veranstaltungsthema, der Kreis der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie die Dauer der Veranstaltung (Uhrzeit des 
Beginns und des Endes) zu vermerken.

3.2.3.4 - Ausgaben für eine Klausurtagung der Fraktion sind zuschussfähig, wenn 
die Fraktion im Rahmen der Klausurtagung ein festgelegtes Tagungsprogramm mit 
Themen bearbeitet, die einen eindeutigen Bezug zur bezirkspolitischen Tätigkeit der 
Fraktion in der Bezirksverordnetenversammlung haben. Als notwendige Ausgaben 
solcher Fraktions-Klausurtagungen gelten die angemessenen Fahrt-, Übernach-
tungs- und Verpflegungskosten für die Mitglieder der jeweiligen Fraktion, von der 
jeweiligen Fraktion vorgeschlagene und von der Bezirksverordnetenversammlung ge-
wählte Bürgerdeputierte, Beschäftigte der Fraktion und Referentinnen oder Referen-
ten sowie zusätzliche Aufwendungen für Tagungsräume und Tagungstechnik.

3.2.3.5 - Die Zahlung von Trinkgeldern aus Fraktionszuschüssen ist unzulässig.
3.2.4 - Repräsentation/Präsente
3.2.4.1 - Ausgaben aus Fraktionszuschüssen für Präsente an Mitglieder einer Frak-
tion, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fraktion sowie an Dienstkräfte der Verwal-
tung sind unzulässig.

3.2.4.2 - Um den Fraktionsbezug nachzuweisen, ist bei Repräsentationsgeschenken 
an Dritte (zum Beispiel Blumen, Bücher) auf dem Beleg die Empfängerin oder der 
Empfänger nebst Funktion sowie der Anlass zu vermerken.
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3.2.4.3 - Bei Sträußen, Blumengebinden oder Traueranzeigen aus Anlass von 
Gedenktagen oder Trauerfällen ist der Anlass und gegebenenfalls der Wortlaut des 
Aufdrucks auf der Schleife in der Rechnung zu vermerken. Bei Traueranzeigen ist 
der Rechnung ein Belegexemplar beizufügen (vergleiche 3.2.6 lit. f).

3.2.5 - Spenden/Ehrenpreise etc.
Geld- und Sachspenden (auch Ehrenpreise, zum Beispiel Pokale an Vereine) aus 
Fraktionszuschüssen sind unzulässig.

3.2.6 - Öffentlichkeitsarbeit
Mit staatlichen Zuschüssen darf jegliche Form von Öffentlichkeitsarbeit einer Frakti-
on, hierzu gehört auch die über das Internet, nur finanziert werden, wenn sie einen 
hinreichenden Bezug zum gesetzlichen Auftrag der Fraktion aufweist und auf eine 
gezielte Werbung für eine Partei beziehungsweise Wählergemeinschaft und deren 
Personal verzichtet. Dies muss in der Art der Präsentation der Informationen zum 
Ausdruck gebracht werden (keine „Image-Kampagnen“; informativer Gehalt darf 
nicht hinter reklamehafter Aufmachung zurücktreten). Die Fraktion muss deutlich als 
Fraktion in Erscheinung treten. In der engeren Vorwahlzeit (sechs Monate vor dem 
Wahltag) gilt das Gebot äußerster Zurückhaltung. Die Öffentlichkeitsarbeit darf in 
dieser Zeit fortgesetzt, aber nicht gezielt verstärkt werden. In der Schlussphase des 
Wahlkampfes (regelmäßig in der Phase, in der die allgemeine Wahlwerbung durch 
Plakate im Straßenbild stattfindet; sie beginnt sechs Wochen vor dem Wahltag) sind 
für den Einsatz öffentlicher Mittel besonders strenge Maßstäbe anzulegen. Druck-
werke oder andere Erzeugnisse dürfen nicht von den Parteien zum Beispiel zur 
Wahlwerbung eingesetzt werden.

Im Einzelnen gilt Folgendes:

a) Die Finanzierung von Öffentlichkeitsarbeit der Fraktion aus Haushaltsmitteln 
ist unter Beachtung von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 7 Absatz 1 
LHO) zulässig, wenn sie formalen und zugleich inhaltlichen Kriterien genügt, 
die den Bezug zur Arbeit der Fraktion begründen. Die Öffentlichkeitsarbeit 
muss sich unmittelbar auf die vergangene, gegenwärtige oder künftige Tä-
tigkeit der Fraktion in der Bezirksverordnetenversammlung in der laufenden 
Wahlperiode beziehen.

b) Die Grenze zur zulässigen Finanzierung der Öffentlichkeitsarbeit ist über-
schritten, wenn der Sachinhalt eindeutig hinter die werbende Form zurück-
tritt, insbesondere bei Sympathiewerbung für eine Fraktion oder für einzelne 
Fraktionsmitglieder.

c) Die Öffentlichkeitsarbeit der Fraktion muss den Eindruck einer werbenden 
Einflussnahme zu Gunsten einer Partei beziehungsweise einer Wählerge-
meinschaft oder einer Wahlbewerberin oder eines Wahlbewerbers vermeiden.

d) Parteien beziehungsweise Wählergemeinschaften dürfen für Zwecke der 
Öffentlichkeitsarbeit hergestellte Druckwerke oder andere aus Fraktions-
zuschüssen finanzierte Erzeugnisse nicht für eigene Zwecke einsetzen. 
Verwechslungen mit ihrer Partei oder Wählergemeinschaft sind bei eigenen 
Beiträgen oder Publikationen durch entsprechende Hinweise auf die Fraktion 
als Urheberin der Publikation zu vermeiden.

e) Eine anteilige Finanzierung gemeinsamer Publikationen und Veranstaltungen 
der Fraktion und der Partei beziehungsweise Wählergemeinschaft unterliegt 
einer besonderen Begründungsverpflichtung.

f) Für alle aus Fraktionszuschüssen finanzierte Bereiche der Öffentlichkeits-
arbeit (auch per Internet) gilt, dass geeignete Nachweise für die Prüfung 
bereitzuhalten sind.

3.2.7 - Dienstleistungen der Partei oder Wählergemeinschaft
Nimmt eine Fraktion Dienstleistungen der Partei oder Wählergemeinschaft in An-
spruch, so darf die Zahlung an diese Organisation nur auf Grund einzeln begründeter 
Nachweise erfolgen. Pauschale Leistungen an die Partei oder Wählergemeinschaft 
sind als unzulässige Parteifinanzierung zu werten.

3.2.8 - Beitragszahlungen an Kommunalpolitische Vereinigungen
Die Unterstützung von kommunalpolitischen Vereinigungen, die der Parteisphäre 
zuzuordnen sind, ist mit der Zweckbindung der Fraktionszuschüsse nicht zu verein-
baren; entsprechende Leistungen und Zahlungen (beispielsweise Mitgliedsbeiträge) 
sind unzulässig, da andernfalls das Recht der übrigen Parteien und Wählerverei-
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nigungen auf gleiche Wettbewerbschancen verletzt wäre. Beitragszahlungen einer 
Fraktion kommen deshalb nur in Betracht, sofern die jeweilige Vereinigung satzungs-
gemäß oder tatsächlich eine nicht nur untergeordnete Unterstützung der Fraktion 
bei der Wahrnehmung ihrer organschaftlichen Aufgaben leistet. Beitragszahlungen 
einzelner Mitglieder einer Fraktion sind keinesfalls zuschussfähig.

3.3 - Zuschussfähige Ausgaben für Personalkosten
3.3.1 - Die Fraktion ist berechtigt, die Zuschüsse nach § 8a Absatz 2 BezVEG auch 
für Ausgaben zu verwenden, die aus dem Abschluss von

a) Werkverträgen,

b) Dienstverträgen,

c) Honorarverträgen

oder den Vertragstypen nach a) bis c) entsprechenden Verträgen entstehen. Vorbe-
haltlich des 3.3.2 dürfen Zuschüsse nach § 8a Absatz 2 BezVEG nicht für Ausgaben 
verwendet werden, die aus dem Abschluss von Arbeitsverträgen gemäß § 611a BGB 
entstehen.

3.3.2 - Übersteigen die tatsächlichen Personalausgaben die erstattungsfähigen Zu-
schüsse nach § 8a Absatz 4 BezVEG, so dürfen die Zuschüsse nach § 8a Absatz 2 
BezVEG auch zu deren Deckung herangezogen werden.

3.3.3 - Ausgaben gemäß 3.3.1 und 3.3.2 sind dem Grunde und der Höhe nach detail-
liert zu belegen. Die Inanspruchnahme darf nur auf Grund schriftlicher Vereinbarun-
gen erfolgen. Die Zweckbestimmung der Arbeit für die Fraktion muss nachvollziehbar 
sein.

4 - zu § 8a Absatz 3 BezVEG
4.1 - In einem Haushaltsjahr nicht ausgegebene Mittel kann die Fraktion nach § 8a 
Absatz 3 BezVEG in Höhe von bis zu 50 vom Hundert der nach § 8a Absatz 2  
BezVEG zugeteilten Zuschüsse in das nächste Haushaltsjahr übertragen.

4.2 - Beginnt innerhalb des Haushaltsjahres eine neue Wahlperiode, so sind die Zu-
schüsse an die Fraktion aus der vorhergehenden Wahlperiode mitzurechnen, wenn 
die Fraktion derselben Partei beziehungsweise Wählervereinigung gegenüber der 
Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise dem Bezirksverordnetenvorsteher 
eine Nachfolgeerklärung gemäß 1.3.5 abgegeben hat. Liegt eine Nachfolgeerklärung 
nicht vor, so sind die gemäß § 8a Absatz 3 BezVEG übertragbaren Zuschüsse antei-
lig zu berechnen.

4.3 - Übersteigt der Überschuss 50 vom Hundert der im Haushaltsjahr zugeteilten 
Zuschüsse, so ist dieser Teilbetrag an den Landeshaushalt zurückzuführen. Eine 
Verrechnung mit den laufenden Zuschüssen kommt wegen des Bruttonachweises 
gemäß § 35 Absatz 1 LHO nicht in Betracht.

5 - zu § 8a Absatz 4 BezVEG
5.1 - Umfang der Personalmittel
5.1.1 - Bei den zur Verfügung stehenden Höchstbeträgen gemäß § 8a Absatz 4  
Satz 2 BezVEG handelt es sich um monatliche Arbeitnehmer-Bruttobeträge. Sie 
richten sich nach der Höhe der Kostenpauschale für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von Abgeordneten gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des Landesabgeordnetengesetzes 
(LAbgG). Die Höhe dieser Kostenpauschale wird zum 1. Januar eines jeden Jahres 
angepasst und vom Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin veröffentlicht (§ 7 Absatz 5 LAbgG). Die für Inneres 
zuständige Senatsverwaltung teilt der jeweiligen Bezirksverordnetenvorsteherin 
beziehungsweise dem Bezirksverordnetenvorsteher die Beträge mit.

5.1.2 - Hinzu treten die gesetzlichen Lohnnebenkosten der Fraktion als Arbeitgeber. 
Dazu zählen, vorbehaltlich der Besonderheiten hinsichtlich geringfügig beschäftigter 
Personen,

a) der Beitragsanteil zur gesetzlichen Rentenversicherung,

b) der Beitragsanteil zur gesetzlichen Krankenversicherung,

c) der Beitragsanteil zur gesetzlichen Pflegeversicherung,

d) der Beitragsanteil zur gesetzlichen Arbeitslosenversicherung,
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e) der Beitragsanteil zur gesetzlichen Unfallversicherung (Berufsgenossen-
schaft),

f) die U2-Umlage wegen Entgeltfortzahlung.

Bei geringfügig beschäftigten Personen kann die pauschale Lohnsteuer hinzutreten 
(vergleiche § 40a EStG).

Nicht hinzugezählt werden die Umlagen U1 (die Fraktionen unterfallen der Ausnah-
mevorschrift nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über den Ausgleich der 
Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung [AAG] und sind damit nicht umlage-
pflichtig im Rahmen des Ausgleichsverfahrens nach § 1 Absatz 1 AAG) und U3 (da 
eine Insolvenz unmöglich ist).

5.1.3 - Übersteigen die tatsächlichen Personalausgaben die nach § 8a Absatz 4 
Satz 2 BezVEG zur Verfügung stehenden Höchstbeträge in einem Monat (ver-
gleiche 5.1.1), so dürfen die Zuschüsse nach § 8a Absatz 2 BezVEG zu deren 
Deckung herangezogen werden. Die gesetzlichen Lohnnebenkosten (vergleiche 
5.1.2) werden maximal für die nach § 8a Absatz 4 Satz 2 BezVEG zur Verfügung 
stehenden Höchstbeträge (vergleiche 5.1.1) beziehungsweise verhältnismäßig zu 
den insgesamt für die Fraktion entstehenden Ausgaben (Arbeitnehmer-Bruttobeträge 
nach 5.1.1 zuzüglich der gesetzlichen Lohnnebenkosten der Fraktion als Arbeitgeber 
gemäß 5.1.2) erstattet. Zur Deckung der daraus entstehenden Differenz dürfen die 
Zuschüsse nach § 8a Absatz 2 BezVEG für den überschießenden Betrag herange-
zogen werden.

5.1.4 - Die Vereinbarung freiwilliger beziehungsweise höherer Zusatzleistungen (bei-
spielsweise vermögenswirksame Leistungen) ist unzulässig. Einmalzahlungen (zum 
Beispiel Urlaubsgeld, Sonderzuwendungen, Firmenticket, ärztliche Untersuchungen) 
dürfen weder aus Personalmitteln nach § 8a Absatz 4 BezVEG noch aus Mitteln nach 
§ 8a Absatz 2 BezVEG finanziert werden. Die jeweilige Fraktion gibt hierüber für jede 
Mitarbeiterin und Mitarbeiter eine Erklärung ab.

5.2 - Nachweis der Aufwendungen und Folgen unzureichender Nachweise
5.2.1 - Als Nachweis der Aufwendungen hat die jeweilige Fraktion der Bezirksverord-
netenvorsteherin beziehungsweise dem Bezirksverordnetenvorsteher unverzüglich 
vorzulegen

a) grundsätzlich nach Aufnahme eines Beschäftigungsverhältnisses beziehungs-
weise zu Beginn einer Wahlperiode einmalig den Arbeitsvertrag,

b) in jedem Monat die manuelle oder maschinelle Abrechnung des Entgeltan-
spruches der beziehungsweise des Beschäftigten, 

c) in jedem Monat geeignete Nachweise über die gesetzlichen Lohnnebenkosten 
(zum Beispiel Lohnkontenauszug, Journal, Abrechnung der Leistungsträger).

5.2.2 - Werden die zur Berechnung des Leistungsanspruches erforderlichen Unterla-
gen von der Fraktion nicht vorgelegt, so darf eine Zahlung nicht bewirkt werden.

5.2.3 - Andere mit diesen Personalmitteln im Zusammenhang stehende Ausgaben 
(zum Beispiel Lohnbuchhaltung durch Vertrag mit einem Steuerbüro) sind als Sach-
mittel den Dienstleistungen Dritter zuzurechnen und sind aus § 8a Absatz 4 BezVEG 
nicht erstattungsfähig. Möglich bleibt die grundsätzliche Erstattung aus Mitteln nach  
§ 8a Absatz 2 BezVEG.

5.2.4 - In bestimmten Fällen von arbeitsunfähiger Erkrankung oder des Mutterschut-
zes von Beschäftigten einer Fraktion werden vom Krankenversicherungsträger auf 
Antrag Erstattungen nach § 2 AAG vorgenommen. Sie beziehen sich auf fortge-
zahltes Arbeitsentgelt innerhalb der im Entgeltfortzahlungsgesetz bezeichneten 
Zeit räume beziehungsweise auf den Arbeitgeberzuschuss zum Mutterschaftsgeld 
oder das gezahlte Arbeitsentgelt bei Beschäftigungsverboten nach dem Gesetz zum 
Schutz der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz). Erstattungen von Kranken-
kassen und Ähnliches mindern den Leistungsanspruch der Fraktion, soweit sie nicht 
für Vertretungskräfte verwendet werden (siehe 5.5.3).

5.2.5 - Werden die gesetzlichen Höchstbeträge in einem Monat nicht oder nicht in 
vollem Umfang ausgeschöpft, so verfällt der Anspruch darauf. Eine Übertragung in 
einen folgenden Monat ist unzulässig.

5.2.6 - Die Prüfung zur Höhe der monatlichen Aufwendungen obliegt der Bezirksver-
ordnetenvorsteherin beziehungsweise dem Bezirksverordnetenvorsteher.
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5.3 - Grundlagen des Beschäftigungsverhältnisses nach § 8a Absatz 4 BezVEG
5.3.1 - Die Arbeitsverhältnisse werden unmittelbar mit der jeweiligen Fraktion unter 
Anwendung der allgemeinen arbeitsrechtlichen Bestimmungen abgeschlossen.

5.3.2 - Ein Arbeitsverhältnis zum Land Berlin, vertreten durch das jeweilige Bezirks-
amt, entsteht nicht; die für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Landes Berlin 
geltenden tariflichen und sonstigen Regelungen finden daher keine Anwendung. Ein 
Anspruch auf Einstellung innerhalb des Landes Berlin besteht auch nach Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses zur jeweiligen Fraktion nicht.

5.3.3 - Die Arbeitsverhältnisse bedürfen der Schriftform. Die jeweilige Fraktion ist 
verpflichtet, den Wortlaut von 5.3.2 in die Vereinbarungen mit der beziehungsweise 
dem Beschäftigten aufzunehmen.

5.3.4 - Nur die Fraktion ist als Arbeitgeber Vertrags- und Prozesspartei und muss sich 
bei Unstimmigkeiten im gerichtlichen und außergerichtlichen Verfahren selbst vertre-
ten beziehungsweise vertreten lassen.

5.4 - Begriff des Beschäftigungsverhältnisses
5.4.1 - Der Begriff der beschäftigten Mitarbeiterin beziehungsweise des beschäftigten 
Mitarbeiters nach § 8a Absatz 4 BezVEG entspricht dem in § 611a BGB zu Grunde 
liegenden Arbeitnehmerbegriff. Mitglieder der jeweiligen Fraktion, auch jene des 
Fraktionsvorstandes, sind nicht von einer Beschäftigung nach § 8a Absatz 4 BezVEG 
ausgeschlossen.

5.4.2 - Der Status als Arbeitsnehmerin beziehungsweise als Arbeitnehmer liegt unab-
hängig von der Bezeichnung des Vertrages vor, wenn dies der tatsächlichen Durch-
führung des Vertragsverhältnisses entspricht.

5.4.3 - Die Fraktion bestimmt als Arbeitgeber über die Beschäftigung der Mitarbeiterin 
beziehungsweise des Mitarbeiters; dies umfasst auch alle notwendigen Vereinbarun-
gen und Dokumentationen zu An- und Abwesenheiten (zum Beispiel Arbeitszeiten, 
Urlaub, Krankheit). 

5.4.4 - Die Fraktion hat mit ihrer Mitarbeiterin beziehungsweise ihrem Mitarbeiter eine 
Vereinbarung zu treffen, die diese beziehungsweise diesen während und nach Been-
digung ihres beziehungsweise seines Beschäftigungsverhältnisses dazu verpflichtet, 
über die bei ihrer beziehungsweise seiner Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegen-
heiten Verschwiegenheit zu bewahren, sofern es sich nicht um Tatsachen handelt, 
die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

5.4.5 - Unzulässig ist insbesondere die Erstattung aus Zuschüssen nach § 8a Ab - 
satz 4 BezVEG, die aus dem Abschluss von

a) Werkverträgen,

b) Dienstverträgen (nicht Arbeitsverträge nach § 611a BGB),

c) Honorarverträgen oder

den Vertragstypen nach a) bis c) entsprechenden Verträgen entstehen (vergleiche 
3.3.1).

Davon unberührt bleiben mögliche Ansprüche einer Fraktion auf Zuschüsse aus § 8a 
Absatz 2 BezVEG für Sach- und Personalkosten, die in Folge einer solchen Vertrags-
gestaltung grundsätzlich entstehen können.

5.4.6 - Eine geringfügige Beschäftigung gemäß § 8 Absatz 1 Viertes Buch Sozial-
gesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung - (SGB IV) ist 
zulässig.

5.4.7 - Eine Befristung von Beschäftigungsverhältnissen ist nach § 14 Absatz 1 des 
Gesetzes über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (TzBfG) zulässig, wenn 
sie durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt ist. Bei wissenschaftlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern einer Fraktion (siehe 5.6.2) kann eine Befristung für den 
Zeitraum der Wahlperiode nach § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 TzBfG gerechtfertigt 
sein, wenn diese die Fraktion auf den nach ihren politischen Vorstellungen ausge-
wählten Sachgebieten beraten und deren Arbeit in der Bezirksverordnetenversamm-
lung und in den Ausschüssen inhaltlich vorbereiten und dadurch inhaltlich an der 
politischen Willensbildung der Fraktion mitwirken.

Die Frage, ob eine Befristung zulässig ist, muss einzelfallbezogen betrachtet werden.

Ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes ist eine Befristung gemäß § 14 Absatz 2 
TzBfG für eine Dauer von bis zu zwei Jahren zulässig.
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5.4.8 - Veränderungen in der Mitgliederstärke/Kündigungsfrist
5.4.8.1 - § 8a Absatz 4 BezVEG benennt als Voraussetzungen für die Gewährung der 
Mittel in einer bestimmten Höhe zum einen den Status als Fraktion und zum anderen 
deren Mitgliederzahl. Das Gesetz enthält keine Übergangsfristen für die Weiterzah-
lung der zusätzlichen Personalmittel (in der bisherigen Höhe) für die Fälle, in denen 
sich die Anspruchsvoraussetzungen ändern (Verringerung der Mitgliederanzahl, 
Verlust des Fraktionsstatus).

5.4.8.2 - Sollte es während der Wahlperiode zu einer Veränderung in der Fraktions-
stärke kommen, die zu einem verringerten Zuschuss für zusätzliche Personalmittel 
gemäß § 8a Absatz 4 Satz 2 BezVEG führt, so hat die betroffene Fraktion unverzüg-
lich zu prüfen, ob die bestehenden Beschäftigungsverhältnisse damit noch finanziert 
werden können. Reichen die verfügbaren Mittel nicht mehr aus, so sind Beschäfti-
gungsverhältnisse zu kündigen oder durch Änderungsverträge an die veränderten 
Finanzierungsmöglichkeiten anzupassen. Bei Verlust des Fraktionsstatus und dem 
Wegfall der Fraktion sind die Beschäftigungsverhältnisse umgehend zu beenden.

5.4.8.3 - Auf Grund des damit verbundenen Risikos von „kurzfristigen“ Kündigungen 
von Beschäftigungsverhältnissen soll die jeweilige Fraktion eine Kündigungsfrist 
gemäß § 622 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 BGB vereinbaren. Danach kann eine Kündi-
gungsfrist vereinbart werden, die vier Wochen nicht unterschreitet, wenn der Arbeit-
geber in der Regel nicht mehr als 20 Arbeitnehmer beschäftigt.

5.4.8.4 - In einer atypischen Situation kann die jeweilige Fraktion von der Vereinba-
rung einer Kündigungsfrist nach 5.4.8.3 abweichen, um unbillige Härten zu vermei-
den.

5.5 - Anzahl der Beschäftigten
5.5.1 - Die Fraktion erhält gegen Nachweis ihrer Aufwendungen zusätzliche Perso-
nalmittel für die Beschäftigung von bis zu drei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Zu-
lässig sind Teilzeitbeschäftigung und geringfügige Beschäftigung. Nicht eingerechnet 
werden dabei Personen, deren Tätigkeit zulässiger Weise aus Sach- und Personal-
mitteln nach § 8a Absatz 2 BezVEG finanziert werden.

5.5.2 - Nicht zuschussfähig ist die Beschäftigung von mehr als drei Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern.

5.5.3 - Für den Fall, dass Beschäftigte
a) krankheitsbedingt länger als sechs Wochen fehlen oder

b) auf Grund des Mutterschutzgesetzes nicht beschäftigt werden dürfen oder

c) gemäß dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz Elternzeit in Anspruch 
nehmen,

kann in Absprache mit der Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise dem 
Bezirksverordnetenvorsteher die zulässige Anzahl von beschäftigten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern nach 5.5.1 im Einzelfall kurzfristig überschritten werden, wenn die 
Fraktion den Bedarf hierfür ausreichend belegen kann und die arbeitsrechtlichen Vor-
gaben gewahrt bleiben. Der Leistungsanspruch erhöht sich durch die Beschäftigung 
von Vertretungskräften nicht. Die Entscheidung über die Zulässigkeit einer Über-
schreitung trifft die Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise der Bezirksver-
ordnetenvorsteher auf Antrag der Fraktion.

5.6 - Gehaltsober- und untergrenzen
5.6.1 - Die Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise der Bezirksverordneten-
vorsteher dürfen die zusätzlichen Personalmittel nach § 8a Absatz 4 BezVEG nur 
dann an die jeweilige Fraktion leisten, soweit das vereinbarte Gehalt der jeweiligen 
Mitarbeiterin beziehungsweise des jeweiligen Mitarbeiters einer Fraktion im ange-
messenen Verhältnis zur vereinbarten Arbeitszeit und der auszuübenden Tätigkeit 
steht.

Bezüglich der angemessenen Gehaltsober- und untergrenzen (vergleiche § 8 Ab - 
satz 6 Satz 2 BezVEG) sind die Richtlinien des Präsidiums des Abgeordnetenhauses 
von Berlin für den Ersatz von Aufwendungen für die Beschäftigung von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Mitglieder des Abgeordnetenhauses von Berlin nach § 7 
Absatz 3 LAbgG in der jeweils geltenden Fassung entsprechend und unter Beach-
tung des gesetzlichen Mindestlohnes anzuwenden (www.parlament-berlin.de/de/
Dokumente/Rechtsgrundlagen).

www.parlament-berlin.de/de/
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5.6.2 - Bei der Einstufung in obiges Gehaltsschema ist die individuelle Tätigkeit durch 
die Fraktion als Arbeitgeber an Hand einer typisierenden Arbeitsplatzbeschreibung 
(Anlage Arbeitsplatzbeschreibung) zu bewerten. Der Plausibilitätsnachweis der Stun-
densätze gegenüber der Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise dem Be-
zirksverordnetenvorsteher obliegt der jeweiligen Fraktion. Die dadurch gegebenen-
falls eintretende Verzögerung der Auszahlung von Personalmitteln geht zu Lasten der 
Fraktion.

5.6.3 - Die Prüfung obliegt der Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise dem 
Bezirksverordnetenvorsteher.

5.7 - Zahlungsweise
Die jeweilige Fraktion erhält die nach Vorlage der erforderlichen Unterlagen gemäß 
5.2.1 berechneten Personalmittel frühestens am viertletzten Bankarbeitstag des 
Monats, der dem leistungsbegründenden Monat vorausgeht.

5.8 - Änderung des Leistungsanspruches
5.8.1 - Die Fraktion unterliegt einer besonderen Sorgfaltspflicht hinsichtlich der 
zeitnahen Mitteilung von leistungsmindernden Änderungen, um Überzahlungen 
zu vermeiden. Dies betrifft insbesondere die Herabsetzung oder die Erhöhung der 
Beschäftigungsstunden sowie die Begründung eines neuen oder die Beendigung 
eines laufenden Beschäftigungsverhältnisses. Sollte es während der Wahlperiode zu 
Veränderungen in der Fraktionsstärke kommen, die zu einem geänderten Zuschuss 
für zusätzliche Personalmittel gemäß § 8a Absatz 4 Satz 2 BezVEG führt, so ist der 
veränderte Betrag - vorbehaltlich von 5.4.8 - in der nächsten monatlichen Zahlung 
der Fraktionszuschüsse zu berücksichtigen. Eine tageweise Verrechnung ist nicht 
erforderlich.

5.8.2 - Davon unberührt bleibt die Verpflichtung der Bezirksverordnetenvorsteherin 
als Beauftragte beziehungsweise des Bezirksverordnetenvorstehers als Beauftragter 
für den Haushalt, Änderungen in der Fraktionsstärke der Bezirksverordnetenver-
sammlung auf die Rechtsfolgen hinsichtlich des Zuschusses für zusätzliche Perso-
nalmittel zu prüfen und unverzüglich umzusetzen.

5.9 - Besonderheiten des Leistungsanspruches zu Beginn und am Ende der 
Wahlperiode
5.9.1 - Der Leistungsanspruch richtet sich nach dem im Arbeitsvertrag genannten 
Zeitpunkt der Aufnahme einer Beschäftigung; er setzt frühestens mit dem ersten Tag 
der Wahlperiode ein. Bei einer tageweisen Berechnung des Personalmittelzuschus-
ses rechnet unabhängig von dem Monat, in dem die Wahlperiode beginnt, jeder Tag 
mit einem Dreißigstel des Monatsentgeltes.

5.9.2 - Das Ende des Leistungsanspruches richtet sich bei einem befristeten Be-
schäftigungsverhältnis nach dem im Arbeitsvertrag genannten letzten Tag, der noch 
in der Wahlperiode liegt. Bei einer tageweisen Berechnung des Personalmittel-
zuschusses rechnet unabhängig von dem Monat, in dem die Wahlperiode endet, 
jeder Tag mit einem Dreißigstel des Monatsentgeltes. Ist ein unbefristetes Beschäf-
tigungsverhältnis begründet, so endet der Leistungsanspruch mit dem Ablauf des 
letzten Monats, in dem die Wahlperiode endet.

6 - zu § 8a Absatz 5 BezVEG
6.1 - Verwendungsnachweis
6.1.1 - Die Fraktion weist bis zum 30. Juli des auf das Haushaltsjahr folgenden  
Jahres gegenüber der Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise dem Bezirks-
verordnetenvorsteher die ordnungsgemäße Verwendung der Zuschüsse nach.

6.1.2 - Im Verwendungsnachweis sind die Fraktionszuschüsse sowie alle mit der 
Bewirtschaftung verbundenen Einnahmen (zum Beispiel aus Haushaltsmitteln erwirt-
schaftete Zinsen, Erstattungen von Fraktionsmitgliedern oder Dritten, Erstattungen 
der Partei bei gemeinsamen Veranstaltungen) sowie alle im Zusammenhang mit 
der Durchführung der Aufgaben der jeweiligen Fraktion entstandenen Aufgaben zu 
erfassen.

6.1.3 - Dem Verwendungsnachweis ist eine Zusammenstellung der Personalaufwen-
dungen beizufügen. Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung stellt entsprechen-
de verbindliche Verwendungsnachweise zur Verfügung.

6.1.4 - Endet eine Wahlperiode nicht am 31. Dezember eines Jahres, so ist die jewei-
lige Fraktion verpflichtet, zum Stichtag des Wahlperiodenendes einen Verwendungs-
nachweis zu erstellen und vorzulegen. Gleiches gilt für den Fall der Auflösung einer 
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Fraktion im Laufe der Wahlperiode. Befindet sich eine Fraktion in Liquidation, so ist 
sie verpflichtet, zum Ende der Liquidationsphase einen abschließenden Verwen-
dungshinweis zu erstellen.

6.1.5 - Maßgeblich für den Zeitpunkt der Abrechnung ist im Fall der Auflösung einer 
Fraktion das Wirkungsdatum der Willenserklärung des Mitglieds beziehungsweise 
der Mitglieder der Fraktion, das oder die durch den Austritt die Beendigung des Frak-
tionsstatus bewirkt beziehungsweise bewirken. Soweit ein solcher Zeitpunkt nicht 
benannt wird, ist vom Eingangsdatum der Erklärung bei der Bezirksverordnetenvor-
steherin beziehungsweise dem Bezirksverordnetenvorsteher auszugehen.

6.2 - Prüfungsrecht und Prüfungspflicht der Bezirksverordnetenvorsteherin 
beziehungsweise des Bezirksverordnetenvorstehers
Die Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise der Bezirksverordnetenvorste-
her hat die Rechte und Pflichten als Beauftragte beziehungsweise als Beauftragter 
für den Haushalt (§ 9 Absatz 1 LHO) auszuüben. Ihr beziehungsweise Ihm obliegt 
unter anderem die Prüfung der Verwendungsnachweise der Fraktionen. Dabei sind 
sowohl die rechnerische als auch die sachliche Richtigkeit der Verwendungsnachwei-
se, der Buchführung sowie der zahlungsbegründenden Unterlagen zu beurteilen. Ob 
und inwieweit die Prüfung der Unterlagen auf Stichproben beschränkt werden kann, 
ist für den jeweiligen Einzelfall zu entscheiden. Im Ergebnis der Prüfung ist festzu-
stellen, ob die gezahlten Fraktionszuschüsse durch die Fraktion ordnungsgemäß 
(zweckentsprechend) und wirtschaftlich verwendet worden sind. Gegebenenfalls sind 
Rückforderungen zu veranlassen, die im jeweiligen Haushaltsjahr zu vereinnahmen 
sind. Die Prüfung des Verwendungsnachweises und deren Ergebnisse sind zu doku-
mentieren.

Die jeweilige Fraktion ist verpflichtet, alle erforderlichen Unterlagen vorzulegen und 
Erklärungen abzugeben.

6.3 - Kalendarische Zuordnung der Zuschüsse
6.3.1 - Bei der kalendarischen Zuordnung der Einnahmen und Ausgaben ist grund-
sätzlich das Prinzip der Jährlichkeit zu beachten (§ 45 LHO). Das bedeutet, dass alle 
Zahlungen in dem Haushaltsjahr in der Buchführung und im Verwendungsnachweis 
erfasst werden, in dem sie tatsächlich geflossen sind.

6.3.2 - Eine Ausnahme bilden dabei jedoch die Fraktionszuschüsse für den Monat 
Januar, die bereits im Dezember des Vorjahres ausgezahlt worden sind. Diese sind 
trotz des Zuganges im Vorjahr dem Verwendungsnachweis des Folgejahres zuzu-
rechnen und deshalb auch dort zu buchen. Hierzu wäre der Zahlungseingang in der 
Buchführung des Vorjahres zu buchen, als Abgrenzungsposten wieder abzusetzen 
und in die Buchführung des Folgejahres als Einnahme zu übernehmen. Damit wird 
einerseits der Zufluss im Vorjahr buchhalterisch dokumentiert, andererseits aber der 
Periodenzuordnung der Fraktionszuschüsse entsprochen. 

6.4 - Zwangsmittel der Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise des 
Bezirksverordnetenvorstehers
6.4.1 - Die Bezirksverordnetenvorsteherin als Beauftragte beziehungsweise der 
Bezirksverordnetenvorsteher als Beauftragter für den Haushalt hat von einer Fraktion 
die Korrektur eines fehlerhaften Verwendungsnachweises zu verlangen; weigert sie 
sich oder kommt diesem Verlangen nicht innerhalb einer gesetzten angemessenen 
Frist nach, so kann sie von Amts wegen erfolgen. Eine zeitliche Ausschlussfrist be-
steht dafür nicht. Ein veränderter Verwendungsnachweis darf auch nach Ablauf eines 
weiteren Haushaltsjahres von der Fraktion selbst vorgelegt werden. Eine sich aus der 
abschließenden Prüfung des Verwendungsnachweises ergebende Nachzahlung oder 
Erstattung ist im jeweiligen Haushaltsjahr abzurechnen.

6.4.2 - Bei einem nicht fristgerecht (vergleiche § 8a Absatz 5 BezVEG) oder fehler-
haft vorgelegten Verwendungsnachweis ist eine von der Fraktion zu erstattende 
Überzahlung entstanden, die zu einem öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch 
gegen die Fraktion führt, der von der Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungs-
weise dem Bezirksverordnetenvorsteher geltend gemacht oder gegen künftige 
Leistungsansprüche aufgerechnet werden kann. Der Anspruch besteht grundsätzlich 
bis zur Erteilung des geschuldeten beziehungsweise korrekt vorgelegten Verwen-
dungsnachweises.

6.4.3 - Unter einem fehlerhaften Verwendungsnachweis ist beispielsweise die zweck-
widrige Verwendung der Mittel oder eine unzulässige Rücklagenbildung gemeint. 
Zuordnungsfehler oder Flüchtigkeitsfehler (zum Beispiel Schreibfehler) fallen nicht 
darunter.
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6.4.4 - Eine Zurückbehaltung der künftigen Leistungsansprüche kommt bis zur Höhe 
des dreifachen Betrages der noch nicht beziehungsweise fehlerhaft nachgewiesenen 
Zuschüsse in Betracht. Die Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise der Be-
zirksverordnetenvorsteher hat das Zurückbehaltungsrecht gegenüber der säumigen 
Fraktion zu erklären. Davon unberührt bleibt eine Klage gegen die säumige Fraktion 
vor dem Verwaltungsgericht.

6.4.5 - Die Ansprüche gegenüber einer Fraktion, die durch Ablauf der Wahlperiode 
oder durch Auflösung aus der Bezirksverordnetenversammlung ausgeschieden ist, 
bleiben bestehen, solange die Fraktion Trägerin von Rechten und Pflichten sein 
kann. Vertreten wird die in Liquidation befindliche Vereinigung durch ihre ehemalige 
Vorsitzende beziehungsweise ihren ehemaligen Vorsitzenden (vergleiche § 62 Ab-
satz 3 der Verwaltungsgerichtsordnung [VwGO]).

7 - Informationspflichten
Die Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise der Bezirksverordnetenvor-
steher ist verpflichtet, jeder Fraktion in der Bezirksverordnetenversammlung ein 
Exemplar dieser Ausführungsvorschriften schriftlich oder elektronisch zur Verfügung 
zu stellen. Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung veröffentlicht diese Ausfüh-
rungsvorschriften in geeigneter Form im Internet des Landes Berlin.

8 - Übergangsregelung
8.1 - Die jeweilige Fraktion ist verpflichtet, alle sie betreffenden Regelungen im Zu-
sammenhang mit der Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit dem 
Inkrafttreten dieser Ausführungsvorschriften zu erfüllen.

8.2 - In Ausnahmefällen darf die Bezirksverordnetenvorsteherin beziehungsweise der 
Bezirksverordnetenvorsteher eine auf den Einzelfall bezogene abweichende Ver-
einbarung treffen, die längstens sechs Monate bis nach Inkrafttreten dieser Ausfüh-
rungsvorschriften gilt.

9 - Inkrafttretens- und Außerkrafttretensregelung/Evaluierung
9.1 - Diese Ausführungsvorschriften treten am ersten Tage des auf die Veröffentli-
chung im Amtsblatt für Berlin folgenden Monats in Kraft.

9.2 - Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung evaluiert ein Jahr nach Inkraft-
treten dieser Ausführungsvorschriften gemäß 9.1 deren Auswirkungen, um dem Rat 
der Bürgermeister zu berichten und gegebenenfalls Anpassungen vorzunehmen.

9.3 - Diese Ausführungsvorschriften treten fünf Jahre nach Inkrafttreten gemäß 9.1 
außer Kraft (vergleiche § 6 Absatz 5 Satz 2 AZG).

Anlage Arbeitsplatzbeschreibung 
Nach 5.6.2 der Ausführungsvorschriften gemäß § 8a Absatz 6 BezVEG beruht jeder 
auf Grundlage von § 8a Absatz 4 BezVEG geschlossene Arbeitsvertrag mit einer Mit-
arbeiterin/einem Mitarbeiter einer Fraktion auf einer Arbeitsplatzbeschreibung. Dazu 
ist die nachfolgende typisierende Beschreibung der in Frage kommenden Tätig-
keitsgebiete heranzuziehen und eine zutreffende Einstufung des konkreten Tätig-
keitsgebietes vorzunehmen. Bezüglich der einzelnen Kategorien hat die Fraktion als 
Arbeitgeber die Möglichkeit, das Spektrum der in Betracht zu ziehenden Entgeltbe-
träge individuell auszuschöpfen. Unterscheidungsmerkmale könnten sich beispiels-
weise aus der Qualität der Aufgabe oder der Berufserfahrung der Arbeitnehmerin/des 
Arbeitnehmers ergeben.

1. Zuarbeiter/in
Hierunter fallen in der Regel Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innen-
dienst und im Außendienst mit einfachen Tätigkeiten.

Einfache Tätigkeiten sind solche, die ohne besondere Vorkenntnisse und nach ent-
sprechender Anleitung oder Einarbeitung ausgeübt werden können.

Zuarbeiten im Sinne dieser Regelung können u. a. sein: Einfache Bürotätigkeiten 
(Ablage, Registratur oder Ähnliches), Vervielfältigungs-, Sortier-, Verteilarbeiten.

2. Sekretär/-in
Hierunter fallen in der Regel Beschäftigte, die mit Büro-, Buchhalterei-, Sekretariats- 
sowie Assistenzaufgaben betraut sind.

Für die selbständige Erledigung dieser Tätigkeiten werden gründliche und zum Teil 
vielseitige Fachkenntnisse benötigt, sodass vorzugsweise eine einschlägige abge-
schlossene Berufsausbildung vorhanden sein sollte (zum Beispiel Facharbeiter/-in für 
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Schreibtechnik, Stenotypist/-in, Bürogehilfin/-gehilfe oder Ähnliches). Ist eine solche 
Ausbildung nicht vorhanden, müssen die Beschäftigten jedoch auf Grund ihrer Fähig-
keiten (zum Beispiel Fort-/Weiterbildung und/oder Berufserfahrung) den tätigkeitsbe-
zogenen Anforderungen dennoch genügen.

Zu den berufstypischen Tätigkeiten zählen unter anderem: Schreibarbeiten, Verwal-
tung des Terminkalenders, Wiedervorlagen, Korrespondenz, Telefondienst, allgemei-
ne Vorzimmerdienste und Ähnliches

3. Sachbearbeiter/-in
Hierunter fallen in der Regel Beschäftigte deren Tätigkeit gründliche, umfassende 
und vielseitige Fachkenntnisse sowie überwiegend selbständige Leistungen erfor-
dert.

Gründliche Fachkenntnisse sind solche, die für die ordnungsgemäße Wahrnehmung 
eines bestimmten Aufgabenkreises unerlässlich sind und zudem über den Standard 
allgemeiner Fachkenntnisse hinausgehen. Die erforderlichen Kenntnisse sollten 
grundsätzlich einen Standard besitzen, wie er üblicherweise während eines Fach-
hochschulstudiums (zum Beispiel Bachelor für den gehobenen nichttechnischen Ver-
waltungsdienst) erworben wird. Ist eine solche Ausbildung nicht vorhanden, müssen 
die Beschäftigten zumindest aufgrund ihrer Fähigkeiten (zum Beispiel einschlägige 
Berufsausbildung, Fort-/Weiterbildung und/oder Berufserfahrung) den tätigkeitsbezo-
genen Anforderungen dennoch genügen.

Sachbearbeiter/-innen werden typischerweise mit fachbezogenen Einzelaufgaben 
betraut, die sie im Rahmen ihrer Zuständigkeiten eigenverantwortlich auszuüben 
haben (zum Beispiel Aufgaben zum Steuerrecht, Baurecht, Sozialhilferecht und 
Ähnliches).

4. Wissenschaftlich, Mitarbeiter/-in
Hierunter fallen in der Regel Beschäftigte, die Tätigkeiten mit akademischem Zu-
schnitt wahrnehmen, zu deren Ausübung ein einschlägiges abgeschlossenes wissen-
schaftliches Hochschulstudium erforderlich ist.

Typischerweise handelt es sich um Aufgaben, die besonders fundierte Fachkenntnis-
se und zudem eine analytische sowie wissenschaftliche Herangehensweise erfor-
dern.

Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Stu-
dium mit zumindest einer ersten Staatsprüfung, einer Diplomprüfung, einer Master-
prüfung oder einem Magisterabschluss beendet worden ist. Ob es einschlägig ist, 
ist an der jeweiligen konkreten Aufgabe zu ermessen. Sollte die Art der Tätigkeit 
ausnahmsweise keine fachliche Zuordnung ermöglichen, ist von einem allgemeinen 
akademischen Zuschnitt auszugehen, der hinsichtlich der Zuordnung des einschlägi-
gen Studiengangs ein Ermessen zulässt.

Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz  
und Antidiskriminierung

Verwaltungsvorschrift zur Neufassung der Anordnung  
über Mitteilungen in Strafsachen (MiStra)

Bekanntmachung vom 17. April 2019

JustVA III C 11

Telefon: 9013-3686 oder 9013-0, intern 913-3686

I.
Die Landesjustizverwaltungen und das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz haben die nachstehende Neufassung der Anordnung über Mitteilun-
gen in Strafsachen vereinbart:


